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293. Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik zur Regelung
offener finanzieller Fragen samt Anlagen

2 9 4 . Bundesgesetz: Verteilungsgesetz Ungarn

293.
Nachdem der Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik

zur Regelung offener finanzieller Fragen samt Schlußprotokoll, Briefwechsel und Anlage, das Ab-
kommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Ungarischen Volks-
republik zur Regelung der offenen, aus Dienstverhältnissen mit der DDSG entstandenen Fragen
samt Briefwechsel und das Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Ungarischen Volksrepublik über die Regelung bestimmter, von der Ungarischen
Volksrepublik geltend gemachter Forderungen, sämtliche am 31. Oktober 1964 in Budapest unter-
zeichnet, welche also lauten:

VERTRAG

zwischen der Republik Österreich und der
Ungarischen Volksrepublik zur Regelung

offener finanzieller Fragen

Die Republik Österreich
und

die Ungarische Volksrepublik,

von dem Wunsche geleitet, sich über zwischen
beiden Staaten offene und in diesem Vertrag
bezeichnete finanzielle und vermögensrechtliche
Fragen zu einigen, haben folgende Bestimmun-
gen vereinbart:

Artikel 1

(1) Die Ungarische Volksrepublik zahlt an die
Republik Österreich die Globalsumme von
siebenundachtzig Millionen fünfhunderttausend
Schilling

a) zur Entschädigung der Verluste an Ver-
mögenschaften, Rechten und Interessen in Un-
garn, die infolge einer ungarischen Verstaat-
lichungs- oder Enteignungsmaßnahme oder
einer anderen im Zusammenhang mit den
strukturellen Wandlungen der ungarischen
Volkswirtschaft stehenden Maßnahme der Re-
publik Österreich oder physischen oder juristi-
schen Personen, die zum Zeitpunkt der Maß-
nahme die österreichische Staatsangehörigkeit
besaßen und zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
des vorliegenden Vertrages die österreichische
Staatsangehörigkeit besitzen, verursacht wurden,
sofern diese Vermögenschaften, Rechte und
Interessen auf Grund dieser Maßnahme in die
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Verfügungsgewalt der Ungarischen Volksrepu-
blik gelangt sind; dabei leistet aber die Ungarische
Volksrepublik keine Entschädigung für land-
und forstwirtschaftliches Vermögen eines Eigen-
tümers in einem 100 Katastraljoch übersteigen-
den Ausmaß;

b) zur Ablösung der am 27. April 1945 im
Eigentum österreichischer physischer oder juri-
stischer Personen gestandenen und zum Zeit-
punkt der Unterzeichnung des Vertrages stehen-
den Obligationen der vom ungarischen Staat,
ungarischen öffentlich-rechtlichen Körperschaften
sowie ungarischen Unternehmungen und Geld-
instituten ausgegebenen äußeren Anleihen sowie
von ungarischen Geldinstituten ausgegebenen,
auf Fremdwährung lautenden und außerhalb
Ungarns zahlbaren Pfandbriefen.

(2) Die vorstehenden Bestimmungen gelten in
gleicher Weise für Rechtsnachfolger von Todes
wegen der dort angeführten Personen, sofern
diese Rechtsnachfolger im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung dieses Vertrages die österreichische
Staatsangehörigkeit besitzen.

Artikel 2
Die vollständige Bezahlung der in Artikel 1

genannten Globalsumme hat schuldbefreiende
Wirkung für die Ungarische Volksrepublik oder
ungarische physische oder juristische Personen
gegenüber der Republik Österreich oder den
österreichischen physischen oder juristischen Per-
sonen, für deren Entschädigung die Global-
summe gemäß Artikel 1 bestimmt ist. Mit dem
Eintritt der schuldbefreienden Wirkung wird
die Republik Österreich die Ansprüche, deren
Entschädigung in Artikel 1 vorgesehen ist, als
endgültig geregelt betrachten, unabhängig da-
von, ob solche Ansprüche während der Ver-
handlungen vorgebracht wurden.

Nach Inkrafttreten dieses Vertrages wird die
Republik Österreich gegenüber der Ungarischen
Volksrepublik keine Ansprüche mehr vertreten
oder in irgendwelcher Weise unterstützen, deren
Entschädigung in Artikel 1 dieses Vertrages vor-
gesehen ist.

Artikel 3
Die Verteilung der in Artikel 1 festgesetzten

Globalsumme ist ausschließlich Sache der Repu-
blik Österreich.

Artikel 4
Ansprüche aus dem jeweils in Kraft stehenden

Handels- und Zahlungsabkommen zwischen der
Republik Österreich und der Ungarischen Volks-
republik werden durch den vorliegenden Ver-
trag nicht berührt.

Artikel 5
Die Republik Österreich wird der Ungarischen

Volksrepublik nach vollständiger Bezahlung der
Globalsumme die Wertpapiere und die Rechte
verkörpernden Urkunden, die Gegenstand der
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Regelung nach Artikel 1 bilden und sich in der
Verfügungsgewalt der österreichischen Bundes-
regierung befinden, übergeben.

Zur Durchführung der Verteilung der Global-
summe wird die Ungarische Volksrepublik der
Republik Österreich im Rahmen des Möglichen
die zur Prüfung der Begehren der österreichi-
schen Interessen notwendigen Informationen,
wie insbesondere die Unterlagen über Inan-
spruchnahme und Bewertung, zur Verfügung
stellen.

Artikel 6
Dieser Vertrag ist auf Ansprüche österreichi-

scher physischer und juristischer Personen, die
aus ungarischen gesetzlichen oder behördlichen
Maßnahmen nach Unterzeichnung dieses Ver-
trages entstehen, nicht anzuwenden.

Artikel 7

Die Ungarische Volksrepublik wird die in
Artikel 1 genannte Globalsumme in folgender
Weise an die Republik Österreich bezahlen:

den Betrag von fünfundsechzig Millionen
Schilling am 30. Tag nach Inkrafttreten des
Vertrages;
den restlichen Betrag von zweiundzwanzig
Millionen fünfhunderttausend Schilling inner-
halb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des
Vertrages in vier gleichen, am letzten Tage
jedes Halbjahres fälligen Raten.
Die Zahlungen werden auf ein Konto der Re-

publik Österreich bei der Oesterreichischen Na-
tionalbank zu Lasten des gemäß Artikel 2 des
Abkommens über den Zahlungsverkehr zwischen
der Republik Österreich und der Ungarischen
Volksrepublik vom 11. März 1947 bei der Oester-
reichischen Nationalbank geführten Dollar-Ver-
rechnungskontos Ungarn geleistet werden.

Artikel 8

Der vorliegende Vertrag ist zu ratifizieren.
Der Austausch der Ratifikationsurkunden soll
in Wien stattfinden. Der Vertrag tritt am
30sten Tag nach Austausch der Ratifikations-
urkunden in Kraft.

ZU URKUND dessen haben die gehörig aus-
gewiesenen Bevollmächtigten diesen Vertrag
unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN ZU Budapest, am 31. Oktober
1964, in zwei Exemplaren, in deutscher und in
ungarischer Sprache, wobei beide Texte in glei-
cher Weise authentisch sind.

Für die Republik
Österreich:

Kreisky m. p.
Für die Ungarische

Volksrepublik:
Péter m. p.
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SCHLUSSPROTOKOLL

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen
der Republik Österreich und der Ungarischen
Volksrepublik abgeschlossenen Vertrages zur
Regelung offener finanzieller Fragen besteht Ein-
verständnis über folgende Punkte:

1. Zu Artikel 5:
Die Regierung der Ungarischen Volksrepublik

wird die gemäß Artikel 5 des Vertrages zur Re-
gelung offener finanzieller Fragen zur Prüfung
sämtlicher Begehren der österreichischen An-
spruchswerber notwendigen Informationen, wie
insbesondere die Unterlagen über Inanspruch-
nahme und Bewertung, bereits nach Unterzeich-
nung des Vertrages im Rahmen des Möglichen
zur Verfügung stellen.

2. Die Österreichische Bundesregierung wird
der Regierung der Ungarischen Volksrepublik
auf konkrete Anfragen Auskünfte erteilen, ob
und in welchem Umfang eine Person auf Grund
der durchgeführten Verteilung der in Artikel 1
des Vertrages genannten Globalsumme entschä-
digt worden ist.

3. Die dem Vertrag zur Regelung offener
finanzieller Fragen beigeschlossenen zehn Brief-
wechsel sind Bestandteil des Vertrages.

GESCHEHEN in zwei Urschriften ZU
Budapest am 31. Oktober 1964.

Für die Republik
Österreich:

Kreisky m. p.

Für die Ungarische
Volksrepublik:

Péter m. p.

1

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich, das anläßlich der Verhand-
lungen im Zusammenhang mit Artikel 1
Absatz 1 lit. b des heute unterzeichneten Ver-
trages zwischen der Republik Österreich und
der Ungarischen Volksrepublik zur Regelung
offener finanzieller Fragen erzielte Einverneh-
men zu bestätigen, daß nach Durchführung der
Verteilung der in Artikel 1 bezeichneten Global-
summe österreichischerseits im diplomatischen
Wege jene Obligationen und Pfandbriefe über-
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geben werden, die anläßlich des Verteilungsver-
fahrens in die Verfügung der zuständigen öster-
reichischen Behörden gelangen. Die öster-
reichische Seite geht davon aus, daß es sich dabei
um Nominale von etwa

$ 128.000
£ 18.000

hfl 29.000 und
sfr 37.000

handeln wird.

Ich darf sie bitten, Ihr diesbezügliches Einver-
ständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Aus-
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

l a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Inhalt hat:

„Ich beehre mich, das anläßlich der Verhand-
lungen im Zusammenhang mit Artikel 1
Absatz 1 lit. b des heute unterzeichneten Ver-
trages zwischen der Republik Österreich und
der Ungarischen Volksrepublik zur Regelung
offener finanzieller Fragen erzielte Einverneh-
men zu bestätigen, daß nach Durchführung der
Verteilung der in Artikel 1 bezeichneten Global-
summe österreichischerseits im diplomatischen
Wege jene Obligationen und Pfandbriefe über-
geben werden, die anläßlich des Verteilungsver-
fahrens in die Verfügung der zuständigen öster-
reichischen Behörden gelangen. Die öster-
reichische Seite geht davon aus, daß es sich dabei
um Nominale von etwa

$ 128.000
£ 18.000

hfl 29.000 und
sfr 37.000

handeln wird."

Ich bestätige das Einverständnis mit diesem
Schreiben und stelle gleichzeitig fest, daß ungari-
scherseits von der Ablösung folgende Wert-
papiere ausgeschlossen sind:

1. die seinerzeit in Ungarn gemäß der unga-
rischen Verordnung vom 22. Jänner 1936,
Nr. 300/1936/ME nostrifiziert worden sind;
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2. die wertlos gewordenen Emissionen der mit
einem Liquidationsverlust liquidierten Un-
garisch-Italienischen Bank AG. Budapest.

Der Berechnung der Globalsumme wurde
ungarischerseits ein Ablösungsbetrag von 7 von
Hundert des Nennwertes der Obligationen und
Pfandbriefe zugrunde gelegt.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.

S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

2

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

1. Ich beehre mich, das während der Verhand-
lungen zu Artikel 1 Absatz 1 lit. a des heute
unterzeichneten Vertrages zwischen der Republik
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik
zur Regelung offener finanzieller Fragen erzielte
Einvernehmen darüber zu bestätigen, daß unter
Vermögenschaften, Rechten und Interessen auch
Forderungen aus Bankguthaben zu verstehen
sind. Zu den Vermögenschaften, Rechten und
Interessen gehören ferner durch Pfand besicherte
Forderungen, deren Deckung durch eine Maß-
nahme im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 lit. a
betroffen worden ist, und Rechte aus Aktien
an einem ungarischen Geldinstitut, das unter
die Bestimmungen des ungarischen Gesetzes
1947: XXX gefallen ist.

2. Es bestand weiters Einvernehmen darüber,
daß unter Vermögenschaften, Rechten und In-
teressen, die in die Verfügungsgewalt der
Ungarischen Volksrepublik gelangt sind, auch
solche zu verstehen sind, die auf Grund einer
der in Artikel 1 Absatz 1 lit. a bezeichneten
Maßnahmen in die Verfügungsgewalt ungari-
scher physischer oder juristischer Personen ge-
langt sind.

3. Forderungen gegen Unternehmen, die
einer Maßnahme im Sinne des Artikels 1 unter-
legen sind und die auf Grund dieser Maßnahme
in die Verfügungsgewalt der Ungarischen Volks-
republik gelangt sind, gelten, soweit sie vor der
gegen das Unternehmen gerichteten Maßnahme
entstanden sind, als Vermögenschaften, Rechte
und Interessen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1
lit. a.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.
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Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.
S. E.
Herrn Dr. Bruno K r e i s k y ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

2a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das folgen-
den Wortlaut hat:

„1. Ich beehre mich, das während der Verhand-
lungen zu Artikel 1 Absatz 1 lit. a des heute
unterzeichneten Vertrages zwischen der Republik
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik
zur Regelung offener finanzieller Fragen erzielte
Einvernehmen darüber zu bestätigen, daß unter
Vermögenschaften, Rechten und Interessen auch
Forderungen aus Bankguthaben zu verstehen
sind. Zu den Vermögenschaften, Rechten und
Interessen gehören ferner durch Pfand besicherte
Forderungen, deren Deckung durch eine Maß-
nahme im Sinne des Artikels 1 Absatz 1 lit. a
betroffen worden ist, und Rechte aus Aktien
an einem ungarischen Geldinstitut, das unter
die Bestimmungen des ungarischen Gesetzes
1947: XXX gefallen ist.

2. Es bestand weiters Einvernehmen darüber,
daß unter Vermögenschaften, Rechten und In-
teressen, die in die Verfügungsgewalt der
Ungarischen Volksrepublik gelangt sind, auch
solche zu verstehen sind, die auf Grund einer
der in Artikel 1 Absatz 1 lit. a bezeichneten
Maßnahmen in die Verfügungsgewalt ungari-
scher physischer oder juristischer Personen ge-
langt sind.

3. Forderungen gegen Unternehmen, die
einer Maßnahme im Sinne des Artikels 1 unter-
legen sind und die auf Grund dieser Maßnahme
in die Verfügungsgewalt der Ungarischen Volks-
republik gelangt sind, gelten, soweit sie vor der
gegen das Unternehmen gerichteten Maßnahme
entstanden sind, als Vermögenschaften, Rechte
und Interessen im Sinne des Artikels 1 Absatz 1
lit. a."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Aus-
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik
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3

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich, das anläßlich der Verhand-
lungen im Zusammenhang mit Artikel 1 Ab-
satz 1 und Artikel 2 des heute unterzeichneten
Vertrages zwischen der Republik Österreich und
der Ungarischen Volksrepublik zur Regelung
offener finanzieller Fragen erzielte Einverneh-
men zu bestätigen, daß die in diesem Vertrag
nicht positiv geregelten Ansprüche und Forde-
rungen, insbesondere die von beiden Seiten er-
hobenen Ansprüche von Versicherungsunterneh-
men und die ungarischerseits aus dem Titel der
Restitution erhobenen Forderungen, von diesem
Vertrag nicht berührt werden.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Aus-
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.
S. E.
Herrn Janos Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

3a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, das anläßlich der Verhand-
lungen im Zusammenhang mit Artikel 1 Ab-
satz 1 und Artikel 2 des heute unterzeichneten
Vertrages zwischen der Republik Österreich und
der Ungarischen Volksrepublik zur Regelung
offener finanzieller Fragen erzielte Einverneh-
men zu bestätigen, daß die in diesem Vertrag
nicht positiv geregelten Ansprüche und Forde-
rungen, insbesondere die von beiden Seiten er-
hobenen Ansprüche von Versicherungsunterneh-
men und die ungarischerseits aus dem Titel der
Restitution erhobenen Forderungen, von diesem
Vertrag nicht berührt werden."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.

S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
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4

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich, das während der Verhand-
lungen über den heute unterzeichneten Vertrag
erzielte Einvernehmen darüber zu bestätigen,
daß die Republik Österreich ihr unmittelbar zur
Verfügung stehende ungarische Vermögenswerte,
bei denen der Restitutionstitel einvernehmlich
anerkannt wird, oder Erlöse aus der Veräuße-
rung solcher Vermögenswerte den ungarischen
Berechtigten oder deren bevollmächtigten Ver-
tretern spätestens innerhalb von acht Tagen
nach Inkrafttreten des Vertrages ausfolgen wird.

Ebenso wird die Republik Österreich keine
Einwendungen dagegen erheben, daß derartige
Vermögenswerte oder Erlöse von österreichi-
schen physischen oder juristischen Personen an
die betreffenden ungarischen Berechtigten oder
deren bevollmächtigte Vertreter ausgefolgt wer-
den.

Die Österreichische Bundesregierung wird der
Regierung der Ungarischen Volksrepublik im
Einzelfall bei gegebenen Voraussetzungen im
Zusammenhang stehende Auskünfte erteilen.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Aus-
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m.p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

4a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, das während der Verhand-
lungen über den heute unterzeichneten Vertrag
erzielte Einvernehmen darüber zu bestätigen,
daß die Republik Österreich ihr unmittelbar zur
Verfügung stehende ungarische Vermögenswerte,
bei denen der Restitutionstitel einvernehmlich
anerkannt wird, oder Erlöse aus der Veräuße-
rung solcher Vermögenswerte den ungarischen
Berechtigten oder deren bevollmächtigten Ver-
tretern spätestens innerhalb von acht Tagen
nach Inkrafttreten des Vertrages ausfolgen wird.

Ebenso wird die Republik Österreich keine
Einwendungen dagegen erheben, daß derartige
Vermögenswerte oder Erlöse von österreichi-
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schen physischen oder juristischen Personen an
die betreffenden ungarischen Berechtigten oder
deren bevollmächtigte Vertreter ausgefolgt wer-
den.

Die Österreichische Bundesregierung wird der
Regierung der Ungarischen Volksrepublik im
Einzelfall bei gegebenen Voraussetzungen im
Zusammenhang stehende Auskünfte erteilen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.

S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

5

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich zu bestätigen, daß im Zuge
der Verhandlungen über den heute unterzeich-
neten Vertrag folgendes vereinbart wurde:

1. In Anbetracht der gemäß Artikel 1 und 7
des Vertrages vereinbarten Zahlung einer
Globalsumme von siebenundachtzig Mil-
lionen fünfhunderttausend Schilling durch
die Ungarische Volksrepublik an die Re-
publik Österreich werden Überträge von
bei österreichischen Geldinstituten geführ-
ten Schilling-Sperrkonten ungarischer Per-
sonen im Gesamtausmaß von zweiund-
zwanzig Millionen fünfhunderttausend
Schilling auf ein bei der Oesterreichischen
Nationalbank auf den Namen der Unga-
rischen Nationalbank zu eröffnendes unver-
zinsliches Schilling-Sonderkonto zugelassen
werden.

2. Der auf dem Schilling-Sonderkonto beste-
hende Saldo wird jeweils am Monatsultimo
auf das Dollar-Verrechnungskonto Ungarn
übertragen werden.

3. Die ungarische Seite erklärt ausdrücklich,
daß durch die Heranziehung des Dollar-
Verrechnungskontos Ungarn für Zahlungen
im Rahmen des vorliegenden Abkommens
die Zahlungen im Zusammenhang mit dem
laufenden Waren- und Dienstleistungsver-
kehr zwischen beiden Ländern keine Be-
einträchtigung erfahren werden.

4. Sollte das Zahlungsabkommen vor Ab-
deckung der in Artikel 7 genannten Global-
summe außer Kraft treten, so wird die Zah-
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lung des restlichen Betrages in der für
Zahlungen zwischen der Republik Öster-
reich und der Ungarischen Volksrepublik
dann generell geltenden Weise durchge-
führt.

5. Durch die vorliegende Vereinbarung wird
die Durchführung weiterer Kapitalkompen-
sationen zwischen der Oesterreichischen Na-
tionalbank und der Ungarischen National-
bank nicht behindert werden.

6. Bezüglich der technischen Durchführung der
Transfermodalitäten werden die Oester-
reichische Nationalbank und die Ungarische
Nationalbank das Einvernehmen herstellen."

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Aus-
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

5a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das folgen-
den Wortlaut hat:

„Ich beehre mich zu bestätigen, daß im Zuge
der Verhandlungen über den heute unterzeich-
neten Vertrag folgendes vereinbart wurde:

1. In Anbetracht der gemäß Artikel 1 und 7
des Vertrages vereinbarten Zahlung einer
Globalsumme von siebenundachtzig Mil-
lionen fünfhunderttausend Schilling durch
die Ungarische Volksrepublik an die Re-
publik Österreich werden Überträge von
bei österreichischen Geldinstituten geführ-
ten Schilling-Sperrkonten ungarischer Per-
sonen im Gesamtausmaß von zweiund-
zwanzig Millionen fünfhunderttausend
Schilling auf ein bei der Oesterreichischen
Nationalbank auf den Namen der Unga-
rischen Nationalbank zu eröffnendes unver-
zinsliches Schilling-Sonderkonto zugelassen
werden.

2. Der auf dem Schilling-Sonderkonto beste-
hende Saldo wird jeweils am Monatsultimo
auf das Dollar-Verrechnungskonto Ungarn
übertragen werden.



1684 69. Stück — Ausgegeben am 11. August 1967 — Nr. 293

3. Die ungarische Seite erklärt ausdrücklich,
daß durch die Heranziehung des Dollar-
Verrechnungskontos Ungarn für Zahlungen
im Rahmen des vorliegenden Abkommens
die Zahlungen im Zusammenhang mit dem
laufenden Waren- und Dienstleistungsver-
kehr zwischen beiden Ländern keine Be-
einträchtigung erfahren werden.

4. Sollte das Zahlungsabkommen vor Ab-
deckung der in Artikel 7 genannten Global-
summe außer Kraft treten, so wird die Zah-
lung des restlichen Betrages in der für
Zahlungen zwischen der Republik Öster-
reich und der Ungarischen Volksrepublik
dann generell geltenden Weise durchge-
führt.

5. Durch die vorliegende Vereinbarung wird
die Durchführung weiterer Kapitalkompen-
sationen zwischen der Oesterreichischen Na-
tionalbank und der Ungarischen National-
bank nicht behindert werden.

6. Bezüglich der technischen Durchführung der
Transfermodalitäten werden die Oester-
reichische Nationalbank und die Ungarische
Nationalbank das Einvernehmen herstellen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.

S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

6

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich zu bestätigen, daß wir im
Laufe der Verhandlungen folgendes vereinbart
haben:

1. Die Österreichische Bundesregierung wird
die erforderlichen Vorkehrungen treffen, daß

a) die öffentliche Verwaltung betreffend die,
Eigentum von ungarischen physischen
Personen bildenden, städtischen Liegen-
schaften beziehungsweise Anteile von
Liegenschaften spätestens innerhalb von
30 Tagen nach Unterzeichnung des Ver-
trages auf Antrag des Eigentümers aufge-
hoben wird;

b) die öffentliche Verwaltung über Hie,
Eigentum der Városi Ingatlanforgalmi Rt.,
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Budapest, (Städtische Immobilien AG.,
Budapest) bildende, Liegenschaft EZ. 1162
KG. Innere Stadt, Haus in der Seilerstätte
Nr. 5, spätestens innerhalb von 30 Tagen
nach Unterzeichnung des Vertrages auf-
gehoben wird.

2. Die Österreichische Bundesregierung wird
weiters hinsichtlich der Anwendung des Ver-
waltergesetzes 1952, BGBl. Nr. 100/1953, in der
jeweils geltenden Fassung das Eigentum unga-
rischer Personen nicht anders behandeln als das
Eigentum der Angehörigen anderer Staaten,
mit denen Vereinbarungen über offene Ver-
mögensfragen getroffen worden sind.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Aus-
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

6a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich zu bestätigen, daß wir im
Laufe der Verhandlungen folgendes vereinbart
haben:

1. Die Österreichische Bundesregierung wird
die erforderlichen Vorkehrungen treffen, daß

a) die öffentliche Verwaltung betreffend die,
Eigentum von ungarischen physischen
Personen bildenden, städtischen Liegen-
schaften beziehungsweise Anteile von
Liegenschaften spätestens innerhalb von
30 Tagen nach Unterzeichnung des Ver-
trages auf Antrag des Eigentümers aufge-
hoben wird;

b) die öffentliche Verwaltung über die,
Eigentum der Városi Ingatlanforgalmi Rt.,
Budapest, (Städtische Immobilien AG.,
Budapest) bildende, Liegenschaft EZ. 1162
KG. Innere Stadt, Haus in der Seilerstätte
Nr. 5, spätestens innerhalb von 30 Tagen
nach Unterzeichnung des Vertrages auf-
gehoben wird.

2. Die Österreichische Bundesregierung wird
weiters hinsichtlich der Anwendung des Ver-
waltergesetzes 1952, BGBl. Nr. 100/1953, in der
jeweils geltenden Fassung das Eigentum unga-
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rischer Personen nicht anders behandeln als das
Eigentum der Angehörigen anderer Staaten,
mit denen Vereinbarungen über offene Ver-
mögensfragen getroffen worden sind."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.

S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

7

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Für eine größere Anzahl von ungarischen
Personen gehörenden Liegenschaften, die sich
auf österreichischem Gebiet in der Nähe der
ungarischen Grenze befinden, wurden seit
Februar 1964 öffentliche Verwaltungen einge-
richtet. In den Verhandlungen über den heute
unterzeichneten Vertrag bestand Einvernehmen
darüber, daß diese öffentlichen Verwaltungen
innerhalb von 60 Tagen nach Unterzeichnung
des Vertrages von Amts wegen aufgehoben wer-
den.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Aus-
druck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.
S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

7a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Inhalt hat:

„Für eine größere Anzahl von ungarischen
Personen gehörenden Liegenschaften, die sich
auf österreichischem Gebiet in der Nähe der
ungarischen Grenze befinden, wurden seit
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Februar 1964 öffentliche Verwaltungen einge-
richtet. In den Verhandlungen über den heute
unterzeichneten Vertrag bestand Einvernehmen
darüber, daß diese öffentlichen Verwaltungen
innerhalb von 60 Tagen nach Unterzeichnung
des Vertrages von Amts wegen aufgehoben wer-
den."

Ich bestätige das Einverständnis mit diesem
Schreiben und teile gleichzeitig mit, daß die dem
ungarischen Außenministerium auf diplomati-
schem Wege übermittelten Bescheide den interes-
sierten Eigentümern nicht zugestellt, sondern auf
dem gleichen Wege rückgemittelt werden.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.

S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

8

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich zu bestätigen, daß im Laufe
der Verhandlungen über den heute unterzeich-
neten Vertrag folgendes vereinbart wurde:

Auf Grund der im Rahmen einer treuhän-
digen Verwaltung vorgenommenen Verpachtung
von Liegenschaften ungarischer Eigentümer im
Burgenland befinden sich Erläge von Pachtzinsen
bei verschiedenen österreichischen Stellen.

Die Österreichische Bundesregierung wird spä-
testens innerhalb von acht Tagen nach Inkraft-
treten des Vertrages der Regierung der Unga-
rischen Volksrepublik eine Zusammenstellung
dieser hinterlegten Beträge, der kontenführen-
den Stellen und der Personen, zu deren Gunsten
der Erlag erfolgte, übermitteln. Die Übermitt-
lung dieser Zusammenstellung erfolgt ohne
Präjudiz für die Anerkennung des Eigentums-
rechtes der Personen, zu deren Gunsten die Be-
träge erlegt sind.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik
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8a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich zu bestätigen, daß im Laufe
der Verhandlungen über den heute unterzeich-
neten Vertrag folgendes vereinbart wurde:

Auf Grund der im Rahmen einer treuhän-
digen Verwaltung vorgenommenen Verpachtung
von Liegenschaften ungarischer Eigentümer im
Burgenland befinden sich Erläge von Pachtzinsen
bei verschiedenen österreichischen Stellen.

Die Österreichische Bundesregierung wird spä-
testens innerhalb von acht Tagen nach Inkraft-
treten des Vertrages der Regierung der Unga-
rischen Volksrepublik eine Zusammenstellung
dieser hinterlegten Beträge, der kontenführen-
den Stellen und der Personen, zu deren Gunsten
der Erlag erfolgte, übermitteln. Die Übermitt-
lung dieser Zusammenstellung erfolgt ohne
Präjudiz für die Anerkennung des Eigentums-
rechtes der Personen, zu deren Gunsten die Be-
träge erlegt sind."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Péter m. p.

S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

9

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Unter Bezugnahme auf den heute unterzeich-
neten Vertrag beehre ich mich, Ihnen mitzu-
teilen, daß seitens der Österreichischen Bundes-
regierung und österreichischer Verwaltungsbe-
hörden keine Einwendungen dagegen erhoben
werden, daß eine ungarische Person über ihre
bei österreichischen Geldinstituten verwahrten
Werte durch einen den vereinbarten Disposi-
tionsbestimmungen entsprechenden Auftrag ver-
fügt, soweit diese Verfügung sich im Rahmen
der österreichischen Rechtsordnung hält.

Diese Mitteilung gilt auch für Kundenbesitz
von Wertpapieren, sofern die Kunden als be-
rechtigte Eigentümer selbst darüber verfügen.



69. Stück — Ausgegeben am 11. August 1967 — Nr. 293 1689

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

9a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Unter Bezugnahme auf den heute unterzeich-
neten Vertrag beehre ich mich, Ihnen mitzu-
teilen, daß seitens der Österreichischen Bundes-
regierung und österreichischer Verwaltungsbe-
hörden keine Einwendungen dagegen . erhoben
werden, daß eine ungarische Person über ihre
bei österreichischen Geldinstituten verwahrten
Werte durch einen den vereinbarten Disposi-
tionsbestimmungen entsprechenden Auftrag ver-
fügt, soweit diese Verfügung sich im Rahmen
der österreichischen Rechtsordnung hält.

Diese Mitteilung gilt auch für Kundenbesitz
von Wertpapieren, sofern die Kunden als be-
rechtigte Eigentümer selbst darüber verfügen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.
S. E.
Herrn Dr. Bruno Kre i sky ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

10

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich zu bestätigen, daß im Laufe
der Verhandlungen folgendes vereinbart wurde:

1. In Linz, Landhaus, befindet sich ein Depot,
das aus den in der Anlage angeführten Posi-
tionen besteht. Die Regierung der Ungarischen



1690 69. Stück — Ausgegeben am 11. August 1967 — Nr. 293

Volksrepublik erklärt, daß dieses Depot einen
Teil des Tresors der Ungarischen Nationalbank
bildet. Im Hinblick auf diese Erklärung wird
die Österreichische Bundesregierung dieses Depot
der Regierung der Ungarischen Volksrepublik
innerhalb von 60 Tagen nach Inkrafttreten des
Vertrages ausfolgen.

2. Bei der Oesterreichischen Nationalbank be-
finden sich zwei verschlossene Depots der ehe-
maligen Reichsbankstelle Linz mit den Bezeich-
nungen Nr. 10 und Nr. 11, bei welchen als
Deponent Dr. Tibor Mészárovits als Beauftrag-
ter der Ungarischen Regierung aufscheint.

Zum Zwecke der Ermöglichung der Ausfol-
gung dieser beiden Depots an die Regierung der
Ungarischen Volksrepublik verpflichtet sich die
Österreichische Bundesregierung, gegenüber der
Oesterreichischen Nationalbank eine Schad- und
Klagloserklärung abzugeben, die von der Oester-
reichischen Nationalbank ausreichend erachtet
wird, um die Ausfolgung der Depots an die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik vor-
zunehmen.

Andererseits verpflichtet sich die Regierung
der Ungarischen Volksrepublik, die Österreichi-
sche Bundesregierung schad- und klaglos zu hal-
ten, falls letztere auf Grund der oben erwähn-
ten Erklärung von der Oesterreichischen
Nationalbank im Hinblick auf das erfolgte Auf-
treten eines Inhabers der Hinterlegungsscheine
oder eines sonstigen, auf Grund eines Amortisa-
tionsverfahrens legitimierten Berechtigten in
Anspruch genommen wird.

Die Regierung der Ungarischen Volksrepublik
erklärt in diesem Zusammenhang, daß die bei-
den Depots einen Wert von S 275.000'—
repräsentieren.

Die Oesterreichische Nationalbank wird daher
die angeführten beiden Depots der Regierung
der Ungarischen Volksrepublik innerhalb von
60 Tagen nach Inkrafttreten des Vertrages aus-
folgen.

3. Bei der Oesterreichischen Nationalbank be-
findet sich ein aus verschiedenen Münzen be-
stehendes Depot der Ungarischen Landesgenos-
senschaftszentrale MOSZK, Budapest, früher
„HANGYA". Die Oesterreichische Nationalbank
wird dieses Depot der Regierung der Ungari-
schen Volksrepublik innerhalb von 60 Tagen
nach Inkrafttreten des Vertrages ausfolgen.

In allen angeführten Fällen werden die öster-
reichischen Verwahrer keine Depotgebühren in
Rechnung stellen. Der Abtransport der Depots
obliegt der Regierung der Ungarischen Volks-
republik auf deren Kosten. Die Österreichische
Bundesregierung wird die für den Transport der
Depots in die Ungarische Volksrepublik allen-
falls erforderliche Erteilung von Bewilligungen
veranlassen.
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Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Ein-
verständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Péter m. p.
S. E.
Herrn Dr. Bruno K r e i s k y ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

Anlage zu Briefwechsel 10

Verzeichnis
der in Linz befindlichen Depots der Ungarischen

Nationalbank

1. In Linz im Landhaus/Arkadenhof sind
108 Holzkisten und 1 Eisenkiste, die mit
Nummern oder Zeichen laut nachfolgender Auf-
stellung versehen sind, eingelagert:

a) Kisten Nr. 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16,
17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26,
27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37,
38, 39, 40, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49,
50, 52, 54, 55, 59, 60, 62, 63, 64, 65, 66,
67, 68, 69, 70, 72, 73, 75, 76, 77, 78, 79,
80, 81, 83, 84, 86, 87, 88, 89, 90, 91,
92, 93, 97, 100, 101, 103, 104, 106, 109,
110, 111, 114, 115, 117, 171, 202, 213,
230, 231, 232, 233, 234, 235, 236, 237,
238, 239, 240, 241, 242, 243, 323, 471,
472, V/Valuten/ und 1 Eisenkassette,

b) 7 bei der Landeshypothekenanstalt, Linz,
verwahrt gewesene Kisten mit Wert-
papieren, die sich derzeit gleichfalls an
dem unter 1. genannten Ort befinden.

Der Inhalt der in Absatz 1 angeführten Kisten
ist in Inventaren verzeichnet, die von Angestell-
ten der Ungarischen Nationalbank signiert wur-
den. Die Kisten werden unter Anschluß der
Inventare mit dem vorhandenen Inhalt über-
geben.

2. Die Kisten Nr. 16 und 171 sind im Jahre
1950 und 1951 geöffnet worden. Bei dieser Ge-
legenheit wurden laut der Notariatsakte vom
9. März 1950 beziehungsweise 5. Juli 1951 aus
den Kisten diverse Werte herausgehoben und
bei der Landeshypothekenanstalt in Linz hin-
terlegt.

Die Ausfolgung dieser Werte wird auf Grund
der Notariatsakte erfolgen, wobei anstelle der
aus diesen Werten allfällig verwerteten Stücke
der Schillingerlös ausgefolgt wird.
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10 a

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schrei-
bens vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das
folgenden Wortlaut hat:

„Ich beehre mich zu bestätigen, daß im Laufe
der Verhandlungen folgendes vereinbart wurde:

1. In Linz, Landhaus, befindet sich ein Depot,
das aus den in der Anlage angeführten Posi-
tionen besteht. Die Regierung der Ungarischen
Volksrepublik erklärt, daß dieses Depot einen
Teil des Tresors der Ungarischen Nationalbank
bildet. Im Hinblick auf diese Erklärung wird
die Österreichische Bundesregierung dieses Depot
der Regierung der Ungarischen Volksrepublik
innerhalb von 60 Tagen nach Inkrafttreten des
Vertrages ausfolgen.

2. Bei der Oesterreichischen Nationalbank be-
finden sich zwei verschlossene Depots der ehe-
maligen Reichsbankstelle Linz mit den Bezeich-
nungen Nr. 10 und Nr. 11, bei welchen als
Deponent Dr. Tibor Mészárovits als Beauftrag-
ter der Ungarischen Regierung aufscheint.

Zum Zwecke der Ermöglichung der Ausfol-
gung dieser beiden Depots an die Regierung der
Ungarischen Volksrepublik verpflichtet sich die
Österreichische Bundesregierung, gegenüber der
Oesterreichischen Nationalbank eine Schad- und
Klagloserklärung abzugeben, die von der Oester-
reichischen Nationalbank ausreichend erachtet
wird, um die Ausfolgung der Depots an die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik vor-
zunehmen.

Andererseits verpflichtet sich die Regierung
der Ungarischen Volksrepublik, die Österreichi-
sche Bundesregierung schad- und klaglos zu hal-
ten, falls letztere auf Grund der oben erwähn-
ten Erklärung von der Oesterreichischen
Nationalbank im Hinblick auf das erfolgte Auf-
treten eines Inhabers der Hinterlegungsscheine
oder eines sonstigen, auf Grund eines Amortisa-
tionsverfahrens legitimierten Berechtigten in
Anspruch genommen wird.

Die Regierung der Ungarischen Volksrepublik
erklärt in diesem Zusammenhang, daß die bei-
den Depots einen Wert von S 275.000'—
repräsentieren.

Die Oesterreichische Nationalbank wird daher
die angeführten beiden Depots der Regierung
der Ungarischen Volksrepublik innerhalb von
60 Tagen nach Inkrafttreten des Vertrages aus-
folgen.

3. Bei der Oesterreichischen Nationalbank be-
findet sich ein aus verschiedenen Münzen be-
stehendes Depot der Ungarischen Landesgenos-
senschaftszentrale MOSZK, Budapest, früher
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,HANGYA'. Die Oesterreichische Nationalbank
wird dieses Depot der Regierung der Ungari-
schen Volksrepublik innerhalb von 60 Tagen
nach Inkrafttreten des Vertrages ausfolgen.

In allen angeführten Fällen werden die öster-
reichischen Verwahrer keine Depotgebühren in
Rechnung stellen. Der Abtransport der Depots
obliegt der Regierung der Ungarischen Volks-
republik auf deren Kosten. Die Österreichische
Bundesregierung wird die für den Transport der
Depots in die Ungarische Volksrepublik allen-
falls erforderliche Erteilung von Bewilligungen
veranlassen."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.

S. E.
Herrn János Pé te r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

Anlage zu Briefwechsel 10 a

Verzeichnis
der in Linz befindlichen Depots der Ungarischen

Nationalbank

1. In Linz im Landhaus/Arkadenhof sind
108 Holzkisten und 1 Eisenkiste, die mit
Nummern oder Zeichen laut nachfolgender Auf-
stellung versehen sind, eingelagert:

a) Kisten Nr. 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16,
17, 18, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 26,
27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37,
38, 39, 40, 42, 43, 44, 45, 46, 47, 48, 49,
50, 52, 54, 55, 59, 60, 62, 63, 64, 65, 66,
67, 68, 69, 70, 72, 73, 75, 76, 77, 78, 79,
80, 81, 83, 84, 86, 87, 88, 89, 90, 91,
92, 93, 97, 100, 101, 103, 104, 106, 109,
110, 111, 114, 115, 117, 171, 202, 213,
230, 231, 232, 233, 234, 235, 236, 237,
238, 239, 240, 241, 242, 243, 323, 471,
472, V/Valuten/ und 1 Eisenkassette,

b) 7 bei der Landeshypothekenanstalt, Linz,
verwahrt gewesene Kisten mit Wert-
papieren, die sich derzeit gleichfalls an
dem unter 1. genannten Ort befinden.

Der Inhalt der in Absatz 1 angeführten Kisten
ist in Inventaren verzeichnet, die von Angestell-
ten der Ungarischen Nationalbank signiert wur-
den. Die Kisten werden unter Anschluß der
Inventare mit dem vorhandenen Inhalt über-
geben.
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2. Die Kisten Nr. 16 und 171 sind im Jahre
1950 und 1951 geöffnet worden. Bei dieser Ge-
legenheit wurden laut der Notariatsakte vom
9. März 1950 beziehungsweise 5. Juli 1951 aus
den Kisten diverse Werte herausgehoben und
bei der Landeshypothekenanstalt in Linz hin-
terlegt.

Die Ausfolgung dieser Werte wird auf Grund
der Notariatsakte erfolgen, wobei anstelle der
aus diesen Werten allfällig verwerteten Stücke
der Schillingerlös ausgefolgt wird.

ABKOMMEN
zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Ungari-
schen Volksrepublik zur Regelung der
offenen, aus Dienstverhältnissen mit der

DDSG entstandenen Fragen

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik haben
folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Österreichische Bundesregierung verpflich-
tet sich, für die Erste Donau-Dampfschiffahrts-
Gesellschaft (in der Folge DDSG genannt) an die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik zur
Regelung aller noch offenen Ansprüche, die auf
Grund von vor dem 31. Dezember 1944 ein-
gegangenen Dienstverhältnissen mit der DDSG
entweder aus deren Pensionsstatut oder aus
gerichtlich zu Lasten der DDSG zuerkannten
Unfallsrenten oder wegen der bisherigen Zah-
lung von Gnadenrenten oder aus sonstigen
dienstrechtlichen Vereinbarungen oder aus ande-
ren Rechtstiteln im Zusammenhang mit dem
Dienstverhältnis geltend gemacht werden kön-
nen, soweit es sich bei den Anspruchberechtigten
um Personen handelt, die die ungarische Staats-
angehörigkeit besitzen und die am 31. Dezember
1956 auf dem Gebiete der Ungarischen Volks-
republik wohnhaft waren, einen einmaligen Glo-
balbetrag von vierzig Millionen Schilling zu be-
zahlen.

Artikel 2

(1) Die vollständige Bezahlung der in Artikel 1
genannten Globalsumme hat schuldbefreiende
Wirkung für die Republik Österreich und die
DDSG gegenüber der Ungarischen Volksrepublik
und jenen ungarischen physischen Personen, für
welche die Globalsumme bestimmt ist. Mit dem
Eintritt der schuldbefreienden Wirkung betrach-
tet die Regierung der Ungarischen Volksrepublik
im eigenen Namen sowie im Namen der unga-
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rischen Staatsbürger die Ansprüche, deren Rege-
lung in Artikel 1 vorgesehen ist, als endgültig
abgegolten.

(2) Die Globalsumme von vierzig Millionen
Schilling enthält auch die Rückzahlung des der
DDSG im Zusammenhang mit den in Artikel 1
genannten Ansprüchen gewährten ungarischen
Staatskredits im Betrag von 16,640.000'—Forint.

Artikel 3

Die Regierung der Ungarischen Volksrepublik
verpflichtet sich, geeignete Maßnahmen zu
treffen, um eine Belastung der DDSG aus An-
sprüchen der in Artikel 1 umschriebenen Art
auszuschließen.

Artikel 4

Die Aufteilung der Globalsumme unter die
Anspruchsberechtigten ist ausschließlich Sache der
Regierung der Ungarischen Volksrepublik.

Artikel 5

Der in Artikel 1 genannte Betrag wird am
30sten Tage nach Inkrafttreten dieses Abkom-
mens auf das bei der Oesterreichischen National-
bank geführte Dollar-Verrechnungskonto Un-
garn bezahlt.

Artikel 6

Zur Durchführung der Verteilung wird die
Österreichische Bundesregierung der Regierung
der Ungarischen Volksrepublik alle ihr vor-
liegenden, zur Prüfung der Ansprüche der in
Artikel 1 angeführten Art notwendigen Infor-
mationen erteilen und, soweit dies möglich ist,
die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung
stellen.

Artikel 7

Das vorliegende Abkommen tritt gleichzeitig
mit dem Vertrag zwischen der Republik Öster-
reich und der Ungarischen Volksrepublik zur
Regelung offener finanzieller Fragen in Kraft.

GESCHEHEN ZU BUDAPEST, am 31. Ok-
tober 1964, in je zwei Exemplaren, in deutscher
und ungarischer Sprache, wovon beide gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Kreisky m. p.

Für die Regierung der Ungarischen
Volksrepublik:

Péter m. p.
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Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Minister!

Ich beehre mich, das anläßlich des heute unter-
zeichneten Abkommens zur Regelung der
offenen, aus Dienstverhältnissen mit der DDSG
entstandenen Fragen erzielte Einvernehmen
darüber zu bestätigen, daß die Österreichische
Bundesregierung die zur Prüfung der Ansprüche
der ungarischen Anspruchswerber notwendigen
Informationen und Unterlagen bereits nach
Unterzeichnung des Abkommens der Regierung
der Ungarischen Volksrepublik im Rahmen des
Möglichen zur Verfügung stellen wird.

Ich darf Sie bitten, Ihr diesbezügliches Einver-
ständnis bekanntzugeben.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Kreisky m. p.
S. E.
Herrn János Pé t e r ,
Außenminister der Ungarischen Volksrepublik

Budapest, am 31. Oktober 1964

Herr Bundesminister!

Ich beehre mich, den Empfang Ihres Schreibens
vom 31. Oktober 1964 zu bestätigen, das folgen-
den Wortlaut hat:

„Ich beehre mich, das anläßlich des heute
unterzeichneten Abkommens zur Regelung der
offenen, aus Dienstverhältnissen mit der DDSG
entstandenen Fragen erzielte Einvernehmen dar-
über zu bestätigen, daß die Österreichische Bun-
desregierung die zur Prüfung der Ansprüche der
ungarischen Ansprüchswerber notwendigen In-
formationen und Unterlagen bereits nach Unter-
zeichnung des Abkommens der Regierung der
Ungarischen Volksrepublik im Rahmen des
Möglichen zur Verfügung stellen wird."

Ich darf hiemit das Einverständnis mit dem
Inhalt Ihres Schreibens erklären.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den
Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.

Péter m. p.
S. E.
Herrn Dr. Bruno K r e i s k y ,
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten

ABKOMMEN
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Ungarischen
Volksrepublik über die Regelung be-
stimmter von der Ungarischen Volks-
republik geltend gemachter Forderungen

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Ungarischen Volksrepublik haben
folgendes vereinbart:
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Artikel 1
Die Regierung der Ungarischen Volksrepublik

hat im Zuge der Verhandlungen über den Ver-
trag zur Regelung offener finanzieller Fragen
geltend gemacht:

a) eine Beteiligung der Feiten & Guilleaume,
Kabel-, Draht- und Drahtseilwerke AG., Buda-
pest, beziehungsweise der Allgemeinen Wert-
verkehrsbank AG., Budapest, an der Feiten
& Guilleaume, Fabrik elektrischer Kabel-, Stahl-
und Kupferwerke AG., Wien, im Umfang von
1614 Stück Aktien im Nominale von je
RM 1000'— (11.298 Stück im Nominale von je
S 1000'— neue Aktien) samt Dividenden und
Nebengebühren ;

b) eine Forderung auf Rückzahlung der auf
die Creditanstalt-Bankverein und die Öster-
reichische Länderbank AG. entfallenden Quoten
eines laut Vereinbarung vom 14. September 1944
einem Bankenkonsortium vom ungarischen Han-
dels- und Verkehrsministerium, vom ungarischen
Ackerbauministerium und von den Ungarischen
Staatseisenbahnen gewährten Darlehens samt
Zinsen und Nebengebühren.

Artikel 2
Die Österreichische Bundesregierung wird der

Regierung der Ungarischen Volksrepublik zur
Regelung aller gemäß Artikel 1 von der Ungari-
schen Volksrepublik im eigenen Namen oder im
Namen ungarischer physischer und juristischer
Personen erhobenen Forderungen einen Global-
betrag von fünfundzwanzig Millionen Schilling
bezahlen.

Artikel 3
Der in Artikel 2 genannte Betrag wird am

30sten Tage nach Inkrafttreten dieses Abkom-
mens auf das bei der Oesterreichischen National-
bank geführte Dollar-Verrechnungskonto Un-
garn bezahlt.

Artikel 4
Im Hinblick auf die in Artikel 2 vereinbarte

Zahlung tritt die Regierung der Ungarischen
Volksrepublik alle in Artikel 1 bezeichneten
Ansprüche der Ungarischen Volksrepublik und
ungarischer physischer und juristischer Personen
an die Republik Österreich ab. Sie wird der
Österreichischen Bundesregierung spätestens bis
zum Tage des Austausches der Ratifikations-
urkunden des Vertrages zwischen der Republik
Österreich und der Ungarischen Volksrepublik
zur Regelung offener finanzieller Fragen alle vor-
liegenden Unterlagen zur Verfügung stellen, die
zur allfälligen Realisierung der abgetretenen An-
sprüche erforderlich sind.

Artikel 5
Die Regierung der Ungarischen Volksrepublik

erklärt im Namen der Ungarischen Volksrepu-
blik sowie im Namen der in Betracht kommenden
ungarischen physischen und juristischen Personen,
daß nach Bezahlung des in Artikel 2 genannten
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Betrages und nach der in Artikel 4 vorgesehenen
Abtretung alle in Artikel 1 genannten Forderun-
gen sowohl gegenüber der Republik Österreich
als auch gegenüber der Felten & Guilleaume,
Fabrik elektrischer Kabel-, Stahl- und Kupfer-
werke AG., Wien, der Creditanstalt-Bankverein
und der Österreichischen Länderbank AG. oder
sonstigen österreichischen physischen und juri-
stischen Personen endgültig geregelt sind. Sie
wird diese Ansprüche gegenüber der Republik
Österreich nicht mehr vertreten oder diploma-
tisch unterstützen.

Artikel 6

Das vorliegende Abkommen tritt gleichzeitig
mit dem Vertrag zwischen der Republik Öster-
reich und der Ungarischen Volksrepublik zur
Regelung offener finanzieller Fragen in Kraft.

GESCHEHEN ZU BUDAPEST, am 31. Okto-
ber 1964, in je zwei Exemplaren, in deutscher
und in ungarischer Sprache, wovon beide gleicher-
maßen authentisch sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Kreisky m. p.

Für die Regierung der Ungarischen Volks-
republik:

Péter m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten haben, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen und vom
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 11. Juli 1967

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Finanzen:
Schmitz

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte
Unternehmungen :

Weiß

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Toncic-Sorinj

Nach Austausch der Ratifikationsurkunden am 19. Juli 1967 tritt das vorliegende Ver-
tragswerk am 18. August 1967 in Kraft.

Klaus
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294. Bundesgesetz vom 31. Mai 1967
über die Verwendung der zufließenden Mit-
tel aus dem Vertrag zwischen der Republik
Österreich und der Ungarischen Volks-
republik zur Regelung offener finanzieller

Fragen (Verteilungsgesetz Ungarn)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Anspruch

§ 1. Die laut Artikel 1 des Vertrages zwischen
der Republik Österreich und der Ungarischen
Volksrepublik zur Regelung offener finanzieller
Fragen, BGBl. Nr. 293/1967 (Vertrag), von der
Ungarischen Volksrepublik an die Republik
Österreich zu zahlende Globalsumme von
87,500.000 Schilling ist für die nach den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes zu gewährende
Entschädigung bestimmt, die nach Maßgabe der
gemäß Artikel 7 des Vertrages zugeflossenen
Mittel zu leisten ist.

§ 2. (1) Die Entschädigung im Sinne des § 1 ist
österreichischen physischen oder juristischen Per-
sonen zu gewähren

a) für Verluste an Vermögenschaften, Rechten
und Interessen in Ungarn, die infolge einer
ungarischen Verstaatlichungs- oder Enteig-
nungsmaßnahme oder einer anderen im
Zusammenhang mit den strukturellen
Wandlungen der ungarischen Volkswirt-
schaft stehenden Maßnahme der Republik
Österreich oder österreichischen physischen
oder juristischen Personen verursacht wur-
den, sofern diese Vermögenschaften, Rechte
und Interessen auf Grund einer solchen
Maßnahme in die Verfügungsgewalt der
Ungarischen Volksrepublik gelangt sind;

b) für Verluste an denjenigen Ansprüchen aus
den vom ungarischen Staate, ungarischen
öffentlich-rechtlichen Körperschaften sowie
ungarischen Unternehmen ausgegebenen
äußeren Anleihen sowie aus den von
ungarischen Geldinstituten ausgegebenen,
auf Fremdwährung lautenden und außer-
halb Ungarns zahlbaren Pfandbriefen, die
am 27. April 1945 und am 31. Oktober
1964 im Eigentum österreichischer physi-
scher oder juristischer Personen gestanden
sind, sofern die Wertpapiere vorgelegt
werden.

(2) Der Anspruch auf Entschädigung gilt als am
31. Oktober 1964 entstanden. Er ist vererblich.
Eine Pfändung oder eine Verfügung über den
Anspruch unter Lebenden, mit Ausnahme des
Widerrufes der Anmeldung, ist vor Inkrafttreten
des vorläufigen Verteilungsplanes ohne rechtliche
Wirkung.

§ 3. (1) Entschädigung ist nicht zu gewähren
a) für land- und forstwirtschaftliches Ver-

mögen, dessen Ausmaß 100 Katastraljoch
übersteigt;

b) für Ansprüche von Versicherungsunter-
nehmen;

c) für Wertpapiere, die in Ungarn gemäß der
ungarischen Verordnung Nr. 300/1936
Budapesti Közlöny (Budapester Amtsblatt)
Nr. 17 vom 22. Jänner 1936 nostrifiziert
worden sind;

d) für Emissionen der Ungarisch-Italienischen
Bank AG., Budapest.

(2) Keine Vermögenschaften, Rechte und Inter-
essen im Sinne des § 2 Abs. 1 sind

a) Ansprüche öffentlich-rechtlicher Natur;
b) Ansprüche aus Anleihen, die nicht unter

den § 2 Abs. 1 lit. b fallen.

§ 4. (1) Eine österreichische physische Person
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede physische
Person, die sowohl zum Zeitpunkt der Maß-
nahme (§ 8) als auch am 31. Oktober 1964 die
österreichische Staatsbürgerschaft besessen hat.

(2) Ist eine physische Person vor dem 31. Ok-
tober 1964 verstorben und besaß sie sowohl zum
Zeitpunkt der Maßnahme (§ 8) als auch im Zeit-
punkt ihres Todes die österreichische Staats-
bürgerschaft, so ist die Entschädigung Rechtsnach-
folgern von Todes wegen nach ihren Anteilen in
der Rechtsnachfolge zu gewähren, wenn sie am
31. Oktober 1964 entweder als physische Person
die österreichische Staatsbürgerschaft besessen
oder als juristische Person ihren Sitz im Gebiet
der Republik Österreich gehabt haben. Die An-
sprüche der Rechtsnachfolger auf die nach diesem
Bundesgesetz zu leistende Entschädigung sind in
bürgerlich-rechtlicher Hinsicht so anzusehen, als
hätten sie sich bereits im Zeitpunkt des Todes
des Erblassers in dessen Vermögen befunden.

§ 5. (1) Eine österreichische juristische Person
im Sinne dieses Bundesgesetzes ist jede juristische
Person, die sowohl zum Zeitpunkt der Maß-
nahme (§ 8) als auch am 31. Oktober 1964 ihren
Sitz im Gebiet der Republik Österreich gehabt
hat.

(2) Ist eine juristische Person, die zum Zeit-
punkt der Maßnahme (§ 8) ihren Sitz im Gebiet
der Republik Österreich gehabt hat, vor dem
31. Oktober 1964 aufgelöst worden, so ist die
Entschädigung den nach der aufgelösten juristi-
schen Person Berechtigten nach ihrem Anspruch
aus der Liquidation zu gewähren, wenn sie am
31. Oktober 1964 als physische Person die öster-
reichische Staatsbürgerschaft besessen oder als
juristische Person ihren Sitz im Gebiet der Re-
publik Österreich gehabt haben.

§ 6. (1) Betrifft der Verlust eine Personen-
gesellschaft, so ist die Entschädigung österreichi-
schen physischen oder juristischen Personen, ent-
sprechend ihrer im Zeitpunkt der Maßnahme
(§ 8) sich ergebenden Beteiligung an der Perso-
nengesellschaft, zu gewähren.

(2) Ist die Personengesellschaft nach dem Zeit-
punkt der Maßnahme (§ 8) aufgelöst worden, so
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sind die nach der aufgelösten Personengesellschaft
Berechtigten nach ihrem Anspruch aus der Liqui-
dation zu entschädigen, wenn sie am 31. Oktober
1964 österreichische physische oder juristische
Personen gewesen sind.

§ 7. Physische Personen, die an einem der im
§ 4 genannten Stichtage neben der österreichi-
schen Staatsbürgerschaft die ungarische Staats-
angehörigkeit besessen haben, sind nicht als öster-
reichische physische Personen im Sinne dieses
Bundesgesetzes anzusehen.

§ 8. (1) Der Zeitpunkt der Maßnahme (§ 2
Abs. 1 lit. a) bestimmt sich nach dem Tage des
Inkrafttretens der in der Anlage zu diesem Bun-
desgesetz angeführten ungarischen Vorschriften.

(2) Als Zeitpunkt der Maßnahme bei den im
§ 2 Abs. 1 lit. b genannten Wertpapieren ist der
27. April 1945 anzusehen.

(3) Bei den in § 17 genannten Geldforderungen
bestimmt sich der Zeitpunkt nach dem Tag, an
dem der Schuldner von einer Maßnahme (§ 2
Abs. 1 lit. a) betroffen worden ist.

II. Ermittlung des Verlustes

§ 9. (1) Zur Ermittlung des zum Zeitpunkt
der Maßnahme entstandenen Verlustes ist aus-
schließlich von den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes auszugehen.

(2) Zum Verlust im Sinne dieses Bundesgesetzes
gehören nicht Ansprüche auf Zinsen, auf Ver-
dienstentgang oder auf entgangenen Gewinn.

(3) Bewertungsgrundlagen, die auf Forint
lauten, sind in der Weise in Schilling umzurech-
nen, daß ein Forint einem Schilling entspricht.

(4) Der als Verlust ermittelte Betrag ist auf
einen ganzen Schillingbetrag aufzurunden.

§ 10. (1) Zur Ermittlung des Verlustes an be-
bauten Grundstücken ist vom ungarischen Steuer-
wert (Bruttomietzinsertrag) auszugehen.

(2) Bei Einfamilienhäusern, einschließlich der
unmittelbar zur Benützung des Hauses gehörigen
Grundfläche, ist der zwölffache ungarische Steuer-
wert anzunehmen. Hat das Einfamilienhaus nur
ein Geschoß und nicht mehr als drei Wohnräume,
so ist der sechszehnfache ungarische Steuerwert
anzunehmen.

(3) Bei allen anderen bebauten Grundstücken
ist ein siebenfacher ungarischer Steuerwert anzu-
nehmen.

(4) Unter bebauten Grundstücken sind auch
Wohnungen oder Geschäftsräume zu verstehen,
an denen im Zeitpunkt der Maßnahme nach
ungarischem Recht selbständiges Eigentum be-
standen hat.

§ 11. (1) Zur Ermittlung der Höhe des Ver-
lustes an unbebauten Grundstücken ist in Buda-
pest von 25 Schilling je Quadratmeter und in
Städten mit mehr als 25.000 Einwohnern von
15 Schilling je Quadratmeter auszugehen.

(2) Für unbebaute Grundstücke im Gebiet aller
anderen Orte ist von 7 Schilling je Quadratmeter
auszugehen.

§ 12. (1) Auf dem Grundvermögen haftende
Lasten, die eine Geldleistung beinhalten, sind
unbeschadet der Bestimmung des Abs. 2 nur zu
berücksichtigen, wenn sie effektiv in einer
Währung zu erfüllen waren, für die am ersten
dem 31. Oktober 1964 folgenden Börsentag an
der Wiener Börse ein Devisenkurs notiert hat.

(2) Nach dem 20. Jänner 1945 entstandene
Lasten sowie Lasten, die eine Geldleistung nicht
beinhalten, bleiben außer Ansatz.

(3) Bei Hypothekarforderungen ist das aus-
haftende Kapital maßgebend. Lasten anderer Art
sind unter sinngemäßer Anwendung der Regeln
des Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148, in
der geltenden Fassung zu bewerten.

(4) Für die Umrechnung in Schilling ist der
im Amtlichen Kursblatt der Wiener Börse vom
2. November 1964 angeführte Devisenmittelkurs
maßgebend.

(5) 20 vom Hundert des in Schilling umgerech-
neten Wertes sind von dem Wert des haftenden
Grundvermögens in Abzug zu bringen.

§ 13. (1) Zur Ermittlung der Höhe des Ver-
lustes bei Betriebsvermögen ist von der in der
Ungarischen Volksrepublik zum 1. Jänner 1947
aufgestellten Forint-Eröffnungsbilanz auszu-
gehen.

(2) Der Überschuß der Aktiven über die ohne
das Eigenkapital anzusetzenden Passiven ist in
Schilling umzurechnen.

(3) Ist eine Forint-Eröffnungsbilanz nicht fest-
stellbar oder nicht aufgestellt worden, so ist von
der zum nächsten darauffolgenden Zeitpunkt
oder anläßlich der Maßnahme aufgestellten Bi-
lanz oder in Ermangelung einer solchen Bilanz
von dem bei den Vermögensverhandlungen fest-
gestellten Status auszugehen. Ist auch ein solcher
Status nicht festgestellt worden, so ist der Verlust
unter sinngemäßer Anwendung des § 24 des
11. Staatsvertragsdurchführungsgesetzes, BGBl.
Nr. 195/1962, zu schätzen.

§ 14. (1) Betrifft ein im § 13 genannter Verlust
Anteile an einer ungarischen juristischen Person
oder an einer ungarischen Gesellschaft ohne
Rechtspersönlichkeit, so ist der den Entschädi-
gungswerber treffende Verlust mit dem seiner
Beteiligung entsprechenden Hundertsatz der für
das Gesamtvermögen ermittelten Höhe des Ver-
lustes festzustellen.

(2) Die vorstehenden Bestimmungen sind auf
die Beteiligung an einer Aktiengesellschaft anzu-
wenden, soweit die Aktien auf Grund der
ungarischen Verordnung mit Gesetzeskraft
Nr. 20/1949, Magyar Közlöny (Ungarisches
Amtsblatt) Nr. 265—268 vom 28. Dezember
1949 sowohl angemeldet als auch abgeliefert
worden sind und wenn die Beteiligung mehr als
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4 vom Hundert des zuletzt in Pengö ausgewie-
senen Grundkapitals betragen hat.

§ 15. (1) Aktien, deren Nennbetrag für einen
Entschädigungswerber nicht mehr als 4 vom
Hundert des zuletzt in Pengö ausgewiesenen
Grundkapitals betragen hat, sind nur dann zu
berücksichtigen, wenn die Aktien auf Grund der
ungarischen Verordnung mit Gesetzeskraft
Nr. 20/1949, Magyar Közlöny (Ungarisches
Amtsblatt) Nr. 265—268 vom 28. Dezember
1949 sowohl angemeldet als auch abgeliefert
worden sind und wenn für sie ein in Forint
notierter Kurs an der Budapester Börse feststell-
bar ist.

(2) Für die Umrechnung in Schilling ist der
letzte vor dem Zeitpunkt der Maßnahme notierte
börsenmäßige Kurs maßgebend.

§ 16. (1) Zur Ermittlung des Verlustes bei
land- und forstwirtschaftlichem Vermögen sind
Gebäude, die einen gesonderten Steuerwert auf-
weisen, mit dem zwölffachen ungarischen Steuer-
wert zu bewerten.

(2) Bei Grund und Boden ist vom Katastral-
reinertrag, entsprechend dem ungarischen Grund-
kataster, auszugehen. Jede Katasterkrone des auf
die jeweilige Fläche entfallenden Katastralrein-
ertrages ist für die Kulturgattungen Acker,
Wiese, Garten, Weingarten, Wald, Hutweide
und See, Sumpf, Teich einschließlich Schilfrohr-
gebiete mit dem Vervielfacher 310 auf Schilling
umzurechnen. Für unproduktive Flächen ist je
Hektar ein Betrag von 500 Schilling zu
berechnen.

(3) Bei der Kulturgattung Wald ist der auf
Schilling umgerechnete Betrag um einen Zuschlag
von 400 vom Hundert zu erhöhen.

(4) Ist ein Verlust gemäß Abs. 1 zu entschädi-
gen, so ist für sonstige Betriebsbestandteile, wie
insbesondere stehende und umlaufende Betriebs-
mittel, ein Zuschlag von 20 vom Hundert des
für Grund und Boden ermittelten Betrages zu
berechnen.

(5) Für Lasten ist § 12 anzuwenden.
(6) Soweit nicht ohne weiteres festzustellen ist,

wieviel im bestimmten Fall der Katastralrein-
ertrag beträgt, ist von 15 Katasterkronen für das
Joch, ohne Zuschlag gemäß Abs. 3, auszugehen.

§ 17. (1) Geldforderungen, die nicht unter § 18
fallen, sind nur zu berücksichtigen, wenn sie sich
gegen einen Schuldner in Ungarn richten, der
selbst von einer im Artikel 1 des Vertrages ge-
nannten Maßnahme betroffen worden ist und
wenn sie effektiv in einer Währung zu erfüllen
waren, für die am ersten dem 31. Oktober 1964
folgenden Börsentag an der Wiener Börse ein
Devisenkurs notiert hat.

(2) Für die Umrechnung des aushaftenden
Kapitals in Schilling ist der im Amtlichen Kurs-
blatt der Wiener Börse vom 2. November 1964
angeführte Devisenmittelkurs maßgebend.

(3) 20 vom Hundert des in Schilling ermit-
telten Betrages sind als Verlust festzustellen.

§ 18. (1) Zur Ermittlung des Verlustes bei den
im § 2 Abs. 1 lit. b genannten Anleihen und
Pfandbriefen ist der Nennbetrag je Stück maß-
gebend. Der auf Fremdwährung lautende Nenn-
betrag ist gemäß § 17 Abs. 2 in Schilling umzu-
rechnen.

(2) 7 vom Hundert des in Schilling umgerech-
neten Betrages sind der festgestellte Verlust, dem
die Entschädigung gleichzusetzen ist.

§ 19. Bei Vermögenschaften, Rechten und
Interessen, deren Verlust von der Ungarischen
Volksrepublik gemäß Artikel 1 des Vertrages
entschädigt und bei denen die Ermittlung des
Verlustes nicht ausdrücklich anders geregelt wird,
ist der Verlust nach dem Wert im Zeitpunkt der
Maßnahme unter sinngemäßer Anwendung der
Regeln des Bewertungsgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 148, in der geltenden Fassung zu schätzen.

III. Verteilung

§ 20. Zur Verteilung der im § 1 genannten
Mittel ist die gemäß dem Bundesgesetz vom
18. März 1964, BGBl. Nr. 129, errichtete Bun-
desverteilungskommission berufen.

§ 21. (1) Zur Erfassung der Entschädigungs-
werber hat das Bundesministerium für Finanzen
unverzüglich nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes einen Aufruf im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" zu verlautbaren.

(2) Die Frist, innerhalb deren der Anspruch bei
sonstigem Ausschluß von der Geltendmachung
anzumelden ist, beträgt sechs Monate vom Tage
der Verlautbarung des Aufrufes.

(3) Die Anmeldungen sind schriftlich bei der
Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich
und Burgenland, Geschäftsabteilung E, Wien, I.,
Wollzeile 1, einzureichen. Die Anmeldung hat
den vollen Namen, das Geburtsdatum und den
Geburtsort, die Anschrift und den Zeitpunkt des
Erwerbes der österreichischen Staatsbürgerschaft
des Anmelders (Name und Sitz der juristischen
Person) — bei Anmeldung durch Rechtsnach-
folger von Todes wegen auch die Angaben über
die Person des Geschädigten — und schließlich
die entsprechend belegte Darlegung des Ver-
lustes zu enthalten.

(4) Ist der Verlust bereits in einer früheren
Anmeldung gegenüber dem Bundesministerium
für Finanzen dargetan worden, so genügt es, auf
diese Anmeldung Bezug zu nehmen.

(5) Die Finanzlandesdirektion hat die Anmel-
dungen in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht
zu prüfen; sie ist berechtigt, zur Klärung des
Sachverhaltes erforderliche ergänzende Angaben
oder Beweismittel zu verlangen. Die Finanz-
landesdirektion kann die etwa notwendigen Er-
hebungen auch durch ersuchte oder beauftragte
Verwaltungsbehörden vornehmen lassen.
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(6) Solange der vorläufige Verteilungsplan noch
nicht in Kraft getreten ist, hat die Bundesver-
teilungskommission Nachsicht von der Wirkung
der Versäumung der Anmeldefrist zu bewilligen,
wenn in einer früheren Anmeldung der Verlust
gegenüber dem Bundesministerium für Finanzen
dargetan worden oder der Verlust ausdrücklich
Gegenstand der zwischenstaatlichen Verhandlun-
gen mit der Ungarischen Volksrepublik gewesen
ist. Der Bundesverteilungskommission steht in
diesem Fall sogleich die Entscheidung über den
Anspruch und die Feststellung des diesen An-
spruch begründenden Verlustes zu.

§ 22. (1) Hält die Finanzlandesdirektion den
Anspruch des Anmelders für gegeben, so hat sie
ihm einen Vorschlag zur Stellung eines einver-
nehmlichen Antrages auf Entscheidung der Bun-
desverteilungskommission über den Anspruch
und zur Feststellung des den Anspruch begrün-
denden Verlustes zu machen. Die Zustimmung
des Anmelders zu einem solchen Vorschlag ist
von der Finanzlandesdirektion mit den Akten
ohne Verzug der Bundesverteilungskommission
vorzulegen.

(2) Wird innerhalb von neun Monaten nach
Eingang der Anmeldung von der Finanzlandes-
direktion kein Vorschlag gemäß Abs. 1 gemacht
oder kommt innerhalb dieser Frist ein einver-
nehmlicher Antrag nicht zustande, so hat die
Finanzlandesdirektion die Akten mit einem An-
trag auf Entscheidung der Bundesverteilungs-
kommission vorzulegen.

(3) Ein Vorschlag oder ein einvernehmlicher
Antrag hinsichtlich einzelner Vermögenswerte ist
zulässig.

§ 23. (1) Ein Feststellungssenat der Bundesver-
teilungskommission hat auf Grund der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes über den Anspruch
des Anmelders zu entscheiden und den diesen
Anspruch begründenden Verlust festzustellen.

(2) Die dem Anmelder zugestellten Entschei-
dungen der Bundesverteilungskommission gemäß
Abs. 1 sind gegenüber jedem Anmelder wirksam.

(3) Der für den einzelnen Entschädigungs-
werber festgestellte Verlust ist in den Vertei-
lungsplan aufzunehmen.

(4) Nach Maßgabe der zugeflossenen Mittel
hat das Bundesministerrum für Finanzen die
Finanzlandesdirektion anzuweisen, in allen Fäl-
len, in denen der Verlust festgestellt worden ist,
noch vor Erstellung des vorläufigen Verteilungs-
planes einheitlich Beträge bis zur Hälfte des fest-
gestellten Verlustes als Vorschuß auf die Ent-
schädigung flüssig zu machen. Die Finanzlandes-
direktion hat die in jedem einzelnen Fall gelei-
steten Beträge der Bundesverteilungskommission
bekanntzugeben.

§ 24. (1) Sobald die Entscheidung gemäß § 23
bei allen als fristgerecht zu behandelnden An-

meldungen vorliegt, ist vom Verteilungssenat der
vorläufige Verteilungsplan zu erstellen.

(2) Für den vorläufigen Verteilungsplan hat
der Verteilungssenat von einer angenommenen
Entschädigungssumme von 85,000.000 Schilling
auszugehen.

(3) Nach Ausscheidung der gemäß § 18 fest-
gestellten Verluste und der darauf entfallenden
Entschädigungsbeträge ist zur Ermittlung der vor-
läufigen Verteilungsquote die verbleibende an-
genommene Entschädigungssumme durch die
Summe der sonstigen festgestellten Verluste bis
auf vier Dezimalstellen zu teilen.

(4) Der vom Verteilungssenat erstellte vor-
läufige Verteilungsplan ist von der Bundesver-
teilungskommission als Verordnung im „Amts-
blatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. Die
Verordnung tritt am Tage der Kundmachung in
Kraft. Die Verordnung hat die maßgebenden
Summen und die Verteilungsquote anzuführen.

§ 25. Auf Grund des vorläufigen Verteilungs-
planes hat der Feststellungssenat, der über den
festgestellten Verlust entschieden hat, gemäß der
vorläufigen Verteilungsquote die vorläufige Ent-
scheidung für den festgestellten Verlust festzu-
setzen, jedoch nicht auf Leistung zu erkennen.

§ 26. Nach Maßgabe der zugeflossenen Mittel
hat die Finanzlandesdirektion 70 vom Hundert
der vorläufigen, bei Anrechnung gemäß § 29
oder Abzug gemäß § 31 Abs. 4 verbleibenden,
laut § 25 festgesetzten Entschädigung in zwei
Teilbeträgen flüssigzumachen.

§ 27. (1) Sobald die von der Ungarischen
Volksrepublik zufließenden Mittel der Republik
Österreich zur Gänze zur Verfügung stehen, hat
der Verteilungssenat der Bundesverteilungskom-
mission den endgültigen Verteilungsplan zu er-
stellen.

(2) Für den endgültigen Verteilungsplan ist
von dem nach Abzug der Kosten der Überwei-
sung verbleibenden Betrag der im § 1 genannten
Globalsumme von 87,500.000 Schilling auszu-
gehen.

(3) Nach Ausscheidung der gemäß § 18 fest-
gestellten Verluste und der darauf entfallenden
Entschädigungsbeträge ist zur Ermittlung der
endgültigen Verteilungsquote der verbleibende
Schillingbetrag durch die Summe der sonstigen
festgestellten Verluste bis auf vier Dezimalstellen
zu teilen.

(4) Der vom Verteilungssenat erstellte endgül-
tige Verteilungsplan ist von der Bundesvertei-
lungskommission als Verordnung im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" kundzumachen. Die Ver-
ordnung tritt am Tage der Kundmachung in
Kraft. Die Verordnung hat die maßgebenden
Summen und die endgültige Verteilungsquote an-
zuführen.

§ 28. (1) Auf Grund des endgültigen Vertei-
lungsplanes hat der Feststellungssenat, der die
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vorläufige Entschädigung bestimmt hat, gemäß
der endgültigen Verteilungsquote die Entschädi-
gung für den festgestellten Verlust festzusetzen
und die abschließende Leistung zuzuerkennen.

(2) Die Leistungsfrist beträgt sechs Wochen.
Sie beginnt mit dem Tage der Zustellung der
Entscheidung an die Finanzlandesdirektion.

§ 29. Sind Leistungen auf Grund des Bundes-
gesetzes vom 13. Juni 1962, BGBl. Nr. 177, über
die Entschädigung von Umsiedlern und Ver-
triebenen (UVEG.) für dieselben Sachen erbracht
worden, für deren Verlust eine vorläufige Ent-
schädigung auf Grund der Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes zuerkannt wird, so sind diese
Leistungen auf Grund des UVEG. bei der Zu-
erkennung der vorläufigen Entschädigung anzu-
rechnen. Wird die vorläufige Entschädigung zu-
erkannt, bevor Leistungen auf Grund des UVEG.
für dieselben Sachen erbracht worden sind, so
stehen die Leistungen auf Grund des UVEG. nur
insoweit zu, als sie die vorläufige Entschädigung
übersteigen.

§ 30. Mittel laut § 1, die
a) auf Grund einer Anrechnung gemäß § 29,
b) durch Abzug von Übersetzungskosten,
c) nach Festsetzung des endgültigen Ver-

teilungsplanes infolge Verzichts,
d) infolge des Todes des Entschädigungswer-

bers aus Mangel an einem Anspruchsberech-
tigten nach Festsetzung des endgültigen
Verteilungsplanes

nicht verwendet werden, sind vorläufig nicht zu
verteilen.

IV. Weitere Bestimmungen

§ 31. (1) Entschädigungen, die auf Grund der
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gewährt
werden, bilden keine steuerpflichtigen Ein-
nahmen.

(2) Im Falle der Gewährung einer Entschädi-
gung an Rechtsnachfolger von Todes wegen
bleibt die Verpflichtung zur Entrichtung der im
Zusammenhang mit dem Erwerb von Todes
wegen und mit der Durchführung des Verlassen-
schaftsverfahrens entstehenden Abgaben mit der
Maßgabe unberührt, daß alle für die Verjährung
der Erbschaftssteuer jeweils maßgebenden Fristen
mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zu
laufen beginnen.

(3) Die durch die Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes unmittelbar veranlaßten Schriften,
Amtshandlungen und Rechtsgeschäfte sind von
den Gerichts-, Stempel- und Rechtsgebühren
sowie von den Bundesverwaltungsabgaben be-
freit.

§ 32. Dieses Bundesgesetz tritt am ersten Tag
desjenigen Monats in Kraft, der dem Monat folgt,
in welchem der Vertrag in Kraft getreten ist.
Tritt der Vertrag am ersten Tag eines Monats
in Kraft, tritt auch dieses Bundesgesetz mit
diesem Tag in Kraft.

§ 33. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen
nichts anderes bestimmt ist, das Bundesministe-
rium für Finanzen betraut.

(2) Mit der Vollziehung des § 20 ist das Bun-
desministerium für Finanzen und, soweit er sich
auf Richter bezieht, das Bundesministerium für
Justiz im Einvernehmen mit dem Bundesmini-
sterium für Finanzen betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 31 ist das Bun-
desministerium für Finanzen, soweit es sich um
die Befreiung von Verwaltungsabgaben handelt,
das Bundeskanzleramt, und, soweit es sich um
die Befreiung von Gerichtsgebühren handelt, das
Bundesministerium für Justiz betraut.

Jonas
Klaus Schmitz Klecatsky

ANLAGE ZU § 8 DES VERTEILUNGSGESETZES UNGARN
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